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Marktgemeinde Stainz 
Bebauungsplan Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld] 

Präambel 
Für den gegenständlichen Bereich ist der Bebauungsplan mit der Bezeichnung „Hofer KG“1 rechtskräftig. Es 
erfolgt nun eine Anpassung an den Stand der Technik und die Einpflegung von geänderten Planungsvorausset-
zungen gem. § 42 Stmk. ROG 2010.  

Verordnungsentwurf 
des Gemeinderates der Marktgemeinde Stainz mit der Bezeichnung „Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld]“.  
Gemäß § 40 (6) Z.2 des Stmk. ROG 2010 wird der Entwurf des gegenständlichen Bebauungsplanes (Stand der 
Ausfertigung: 08.02.2024, GZ: 23 BP ST 022) einschließlich der zeichnerischen Darstellung (Rechtsplan im Maß-
stab M 1:500) im Gemeindeamt der Marktgemeinde Stainz innerhalb der Frist von __________ bis __________ an-
gehört. 
 

§ 1 Verfasser, Rechtsgrundlagen, Kataster, Geltungsbereich, Teilbereiche 

(1) Verfasser des gegenständlichen Bebauungsplanes ist die ANKO ZT GmbH, Mariahilferstraße 20, 8020 Graz, GZ: 
23 BP ST 022, Stand der Ausfertigung: 08.02.2024. Die zeichnerische Darstellung (Rechtsplan) des Bebauungs-
planes im Maßstab M 1:500, verfasst von der ANKO ZT GmbH, GZ: 23 BP ST 022, mit Stand der Ausfertigung: 
08.02.2024 bildet einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung und stellt gesondert den Geltungsbereich 
dar. 
 

(2) § 41 (1) Z.1 lit b) und lit. c) Stmk. ROG 2010 – Flächenwidmung und Ausnutzbarkeit der Grundflächen:  
Das gegenständliche Grundstück Nr. 29, KG 61219 Kothvogl, ist gem. geltendem 1. Flächenwidmungsplan der 
Marktgemeinde Stainz als Bauland – Allgemeines Wohngebiet mit einem Bebauungsdichterahmen von 0,2-0,8 
(WA(0,2-0,8)) festgelegt. Für das gegenständliche Grundstück ist gem. Bebauungsplanzonierungsplan zum gel-
tenden 1. Flächenwidmungsplan der Bebauungsplan „Hofer KG“1 rechtswirksam. 

 
(3) § 41 (1) Z.1 lit. d)  iVm § 41 (1) Z.2 lit. a) Stmk. ROG 2010 – Grundstücksgrenzen, Kataster, Geltungsbereich:  

Der Geltungsbereich umfasst das Grdst. Nr. 29, KG 61219 Kothvogl, im Gesamtflächenausmaß von ca. 
6.610 m² (gem. Grundbuchauszug vom 18.01.2024) und ist in der zeichnerischen Darstellung (Rechtsplan) ge-
sondert ausgewiesen. 
 

(4) § 41 (1) Z.2 lit. a) Stmk. ROG 2010 – Abgrenzung von Teilbereichen: 
Sämtliche Flächen des Geltungsbereiches sind gem. zeichnerischer Darstellung (Rechtsplan) einem der nach-
folgend aufgelisteten Teilbereichen zugeordnet und werden diese Teilbereiche teilweise, wie folgt, in Ihrer Nut-
zung beschränkt:  
 
Z.1 Bebaubare Bereiche (begrenzt durch Baugrenzlinien).  

 
Z.2 Innere Verkehrserschließungsflächen: Innerhalb der in der zeichnerischen Darstellung (Rechtsplan) 

 
1  Verfasser: Arch. DI Malek, Stand: 29.02.2000, Rechtskraft seit 15.03.2000. 
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festgelegten Freiflächen ist ausschließlich die Errichtung von befestigten Wegen zulässig. Die Errich-
tung von baulichen Anlagen gem. § 4 Z.13 Stmk. BauG 1995 ist, mit Ausnahme von Schrankenanlagen, 
ausgeschlossen. 
 

Z.1 Freiflächen: Innerhalb der in der zeichnerischen Darstellung (Rechtsplan) festgelegten Freiflächen ist 
ausschließlich die Errichtung von (befestigten) Gehwegen (max. 1,5 m breit), Anbindungen an den Rad-
weg, Sitzgelegenheiten, Lärmschutzmaßnahmen, eines Werbepylons, Beleuchtungsanlagen und von 
Anlagen für die Oberflächenentwässerung zulässig. Die Errichtung von sonstigen baulichen Anlagen 
gem. § 4 Z.13 Stmk. BauG 1995 ist ausgeschlossen. 
 

Z.2 Kombinationsflächen: Innerhalb der in der zeichnerischen Darstellung (Rechtsplan) festgelegten Kom-
binationsflächen ist ausschließlich die Errichtung von technischen Infrastruktureinrichtungen (Müll-
sammelstellen, Schrankenanlagen, Beleuchtung, Ladestationen von E-Fahrzeugen, Kühltechnik / Kälte-
technik) sowie von Abstellflächen für Kfz und überdachten Abstellflächen für Räder zulässig. Die Errich-
tung von sonstigen baulichen Anlagen gem. § 4 Z.13 Stmk. BauG 1995  ist ausgeschlossen. 
 

§ 2 Erschließung und Verkehr, Grünanlagen 

(1) § 41 (1) Z.2 lit. b) Stmk. ROG 2010 - Verkehrsfläche der Gemeinde / des Landes: 
Die verkehrstechnische äußere Anbindung hat aus südöstlicher Richtung über die bestehende Anbindung an 
die L643 Landesstraße mit der Bezeichnung „Gamsstraße“ betreffend die Grdste. Nr. 804/1, KG 61219 Kothvogl 
und Nr. 315/1, KG 61239 Stainz, zu erfolgen. Die bestehende Zufahrt ist nicht abzuändern. 
 

(2) § 41 (1) Z.2 lit. c) Stmk. ROG 2010 - ruhender Verkehr: 
Abstellflächen (ruhender Verkehr) für Kfz sind ausschließlich innerhalb der in der zeichnerischen Darstellung 
(Rechtsplan) festgelegten Kombinationsflächen zu errichten. 

 
(3) § 41 (1) Z.2 lit. d) Stmk. ROG 2010 - Freiflächen und Grünanlagen: 

Sämtliche nicht bebaute bzw. versiegelten Flächen sind dauerhaft zu begrünen. Bepflanzungs- und Bestü-
ckungsmaßnahmen sind innerhalb des Planungsgebietes nur mit heimischen und standortgerechten Gewäch-
sen durchzuführen. Die im Erläuterungsbericht unter 2.2.2 genannten Pflanzen sind unzulässig. 
 

(4) § 41 (1) Z.2 lit. e) Stmk. ROG 2010 - private Verkehrsflächen: 
Die interne (private) verkehrstechnische Erschließung hat über die in der zeichnerischen Darstellung (Rechts-
plan) festgelegten inneren Verkehrserschließungsflächen zu erfolgen. 
 

§ 3 Bebauungsweise, Baumassen, deren Höhenentwicklung, Verteilung und Abstände, bau-
liche Ausnutzbarkeit 

(1) § 41 (1) Z.2 lit f) Stmk. ROG 2010 – Bebauungsweise: 
Es ist die offene Bebauungsweise einzuhalten. 
 

(2) § 41 (1) Z.2 lit g) Stmk. ROG 2010 – Höhenentwicklung der Gebäude: 
Die max. zulässige Gesamthöhe der Gebäude gem. § 4 Z.33 Stmk. BauG 1995 wird mit 7,0 m festgelegt. Für die 
allfällige Beibehaltung der Deckung mit einem Satteldach wird die Gesamthöhe der Gebäude für das 
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Hauptgebäude mit max. 8,5 m festgelegt.  
 

(3) § 41 (1) Z.2 lit h) Stmk. ROG 2010 – Mindestabstand zu öffentlichen Verkehrsflächen: 
Der mindestens einzuhaltende Abstand von oberirdischen Gebäude(teile)n zu umliegenden Grundstücksgren-
zen ist durch die in der zeichnerischen Darstellung (Rechtsplan) festgelegten Baugrenzlinien (bebaubare Berei-
che) gem. § 4 Z.10 Stmk. BauG 1995 definiert. Für Abstände von Gebäuden und baulichen Anlagen gegenüber 
öffentlichen Verkehrsflächen (hier: Grdst. Nr. 806/1, KG 61219 Kothvogl, EZ: 50000) sind die Bestimmungen 
des § 24 Stmk. Landesstraßenverwaltungsgesetzes 1964 heranzuziehen. Bei Unterschreitung der vorgesehe-
nen Maße ist von der Gemeinde gegebenenfalls eine Ausnahmegenehmigung zu erzielen.  
 

(4) § 41 (1) Z.2 lit i) Stmk. ROG 2010 – bauliche Ausnutzbarkeit der Flächen: 
Z.1 Der Bebauungsdichterahmen wird gem. § 1 (2) des gegenständlichen Wortlautes mit 0,2-0,8 festgelegt.  

 
Z.2 Der Bebauungsgrad wird gem. § 4 Z.17 Stmk. BauG 1995 mit max. 0,4 festgelegt. 

 
Z.3 Der Grad der Bodenversiegelung wird gem. § 4 Z. 18a Stmk. BauG 1995 mit max. 0,75 festgelegt. 

 

§ 4 Verkehrsflächen 

(1) § 41 (2) Z.3 Stmk. ROG 2010 – Verkehrsflächen Gemeinde / Land / Privateigentum: Zufahrt Radverkehr: In 
nordwestliche Richtung ist, gem. zeichnerischer Darstellung, eine künftige Anbindung für den Radverkehr opti-
onal zulässig. 
 

(2) § 41 (2) Z.3 Stmk. ROG 2010 – Regelungen für den ruhenden Verkehr: Detailangaben zur Gestaltung: 
Z.1 Abstellflächen für Kfz sind als Senkrechtstellplätze zu konzipieren.  

 
Z.2 Die Oberfläche von Kfz-Stellplätzen ist wasserdurchlässig zu gestalten (Ausnahme: Kfz-Stellplätze für 

Menschen mit besonderen Bedürfnissen). 
 

Z.3 Abstellflächen für Fahrräder sind zu überdachen und sind jene für Kunden innerhalb eines 20-Meter-
Radiuses vom Eingang (sh. zeichnerische Darstellung / Rechtsplan) zu errichten.  

 

§ 5 Gestaltung von baulichen Anlagen und Gelände, Pflanzgebot 

(1) § 41 (2) Z.8 Stmk. ROG 2010 – Geländegestaltung: 
Z.1 Eine Abgrabung des Geländes ist ausschließlich im Bereich der Anlieferung (sh. zeichnerische Darstel-

lung / Rechtsplan) bis zu -1,0 m zulässig. Eine Anschüttung über 0,8 m ist unzulässig.  
 

Z.2 Als Geländesicherung ist ausschließlich bewehrte Erde oder eine Betonstützmauer zulässig. Eine Stütz-
mauer hat das daran künftig angrenzende Gelände max. 0,1 m zu überragen.  

 
(2) § 41 (2) Z.8 Stmk. ROG 2010 – Pflanzgebot: 

Innerhalb der der als Freifläche bzw. der als Kombinationsfläche festgelegten Flächen sind 23 Stück der beste-
henden Bäume dauerhaft zu erhalten und zusätzlich 4 Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
 



Marktgemeinde Stainz –Bebauungsplan „Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld]“ ANKO ZT GmbH 

Seite 4 von 17 

(3) § 41 (2) Z.9 Stmk. ROG 2010 – Gestaltung von Gebäuden: 
Dächer von Hauptgebäuden2 sind entweder mit einem Satteldach oder einem Flachdach zu decken. 
Seitengiebel sind nicht zulässig. 
 

Z.1 Für Nebengebäude und bauliche Anlagen ohne Gebäudeeigenschaft ist ausschließlich die Deckung mit 
Flachdach oder Pultdach zulässig.  

 
Z.2 Die Deckung von geneigten Dächern hat in grauer oder rötlicher Farbgebung zu erfolgen. Für bauliche 

Anlagen ohne Gebäudeeigenschaft bzw. Nebengebäude ist auch die Deckung mit Glas (ohne Farbe) 
zulässig. 
 

Z.3 Glänzende Materialien sind als Fassadengestaltung, mit Ausnahme von Glas, nicht zulässig. 
 

Z.4 Die Färbung von Fassaden hat ausschließlich mit Grau-, Beige-, oder Weißtönen zu erfolgen. 
 

§ 6 Umweltschutz 

(1) § 41 (2) Z.10 Stmk. ROG 2010 – Oberflächenentwässerung: 
Sämtliche auftretenden Oberflächenwässer sind zu sammeln, gegebenenfalls zu reinigen (betreffend die Flä-
chen des Typ 2 und 3) und zu verbringen. Das (bestehende) Entwässerungssystem (Versickerung, Verrieselung 
mit Überlauf in den Regenwasserkanal der L643 Gamsstraße) ist zumindest entsprechend einem 30-jährlichen, 
30-minütigen Regenereignisses zu bemessen und gegebenenfalls zu adaptieren. Die Zulässigkeit der Berührung 
von Rechten Dritter (Einleitung in den Regenwasserkanal) ist zu belegen.  

 
(2) § 41 (2) Z.10 Stmk. ROG 2010 – Lärm: 

Z.1 Die bestehenden Lärmschutzwände, gem. zeichnerischer Darstellung (Rechtsplan), sind in ihrer Funk-
tion dauerhaft zu erhalten.  

 
Z.2 Immissionen von neu zu errichtenden, technischen Infrastrukturanlagen (Lüftung / Kühlung) sind hint-

anzuhalten, sodass die Planungsrichtwerte gem. ÖNORM S 5021, in Abhängigkeit der Baulandkategorie 
gem. § 30 Stmk. ROG 2010 der benachbarten Grundstücke, an den jeweiligen Grundstücksgrenzen ein-
gehalten werden.  

 

§ 7 Technische Infrastruktur 

(1) § 41 (2) Z.11 Stmk. ROG 2010 – Ver- und Entsorgung: 
Z.1 Versorgungsleitungen technischer Infrastruktur (Wasser, Kanal, Strom, Internet) sind unterirdisch, zu 

führen.  
 
Z.2 Die Wasserversorgung hat entsprechend der Bestimmungen des Steiermärkischen Gemeindewasser-

leitungsgesetzes, LGBl. Nr. 42/1971 idgF, § 9 „Wasserleitungsordnung“ durch Anschluss an die Orts-
wasserleitung zu erfolgen.  
 

Z.3 Die Abwasserbeseitigung hat entsprechend der Bestimmungen des Kanalgesetzes, LGBl. Nr. 79/1988 

 
2  Gebäude, welche nicht als Nebengebäude gem. § 4 Z.47 Stmk. BauG 1995 definierbar sind. 
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idgF, gemäß § 4 „Anschlusszwang“ durch Anschluss an die Ortskanalisation zu erfolgen.  
 

Z.4 Alternativenergieanlagen sind ausschließlich auf Dächern von Hauptgebäuden anzubringen. Die Aus-
richtung hat parallel zum Dachsaum (Draufsicht) bzw. zum Giebel zu erfolgen. 

 
Z.5 Für zumindest 6 Kfz-Stellplätze ist eine Lademöglichkeit vorzusehen.  

 
(2) § 41 (2) Z.12 Stmk. ROG 2010 – Einfriedungen: 

Die Einfriedung des Grundstückes (mit Ausnahme von Lärmschutzmaßnahmen) ist unzulässig.   
 

(3) § 41 (2) Z.12 Stmk. ROG 2010 – Werbeanlagen: 
Die Errichtung eines Werbepylons ist ausschließlich innerhalb der als Freiflächen ausgewiesenen Flächen (sh. 
zeichnerische Darstellung / Rechtsplan) mit einer max. Gesamthöhe von 7,5 m zulässig. Die Anzahl wird auf 
max. einen Werbepylon beschränkt. 

  



Marktgemeinde Stainz –Bebauungsplan „Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld]“ ANKO ZT GmbH 

Seite 6 von 17 

§ 8 Rechtswirksamkeit 

Die Verordnung tritt nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat mit dem auf den Ablauf der Kundma-
chungsfrist (2 Wochen) folgenden Tag in Rechtswirksamkeit. 
 

 
Der Bürgermeister 

 
 
 

Karl Bohnstingl 
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Marktgemeinde Stainz
Bebauungsplan

"Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld]"
Entwurf

WA
0,2-0,4

Ersichtlichmachungen gem. § 41 (1) Z.1 Stmk. ROG 2010

Flächenwidmung gem. FWP 1.00 der Marktgemeinde Stainz
idgF

Baulandkategorie und zugehöriger
Bebauungsdichterahmen

Freiland / Sondernutzung im Freiland

Verkehrsflächen
Gemeindestraßen

Landesstraße L643 Gamsstraße

Grenzen der Flächenwidmung gem. FWP 1.00 der
Marktgemeinde Stainz idgF

Kataster gem. BEV Datendownload

Katastralgemeindegrenze gem. BEV Datendownload

Hausgrenzen mit Gebäudebestand gem. BEV Datendownload

Festlegungen gem. § 41 (1) Z.2 Stmk. ROG 2010

Geltungsbereich (§ 1 Wortlaut)

Teilbereiche gem. § 1 Wortlaut:

Bebaubare Bereiche, begrenzt durch Baugrenzlinien
mit laufender Nummer

Innere Verkehrserschließungsflächen

Freiflächen

Kombinationsflächen

Äußere Anbindung an das Straßennetz (§ 2 Wortlaut)

Schablone für Bebauungsweise, Höhenentwicklung,
Ausnutzbarkeit (§ 3 Wortlaut)

Festlegungen gem. § 41 (2) Stmk. ROG 2010

Äußere Anbindung für den Radverkehr (optional, § 4 Wortlaut)

20-Meter-Radius Radabstellplätze (§ 4 Wortlaut)

Bereich Anlieferung (§ 5 Wortlaut)

Baumbepflanzung Bestand (§ 5 (Wortlaut)

Baumbepflanzung Neu (§ 5 Wortlaut)

Lärmschutzwand Bestehend (§ 6 Wortlaut)

Kabelleitungstrasse Strom gem. Abfrage Energie Steiermark
(§ 7 Wortlaut) mit Trafo Station

Mitteldruckgasleitung gem. Abfrage Energie Steiermark
(§ 7 Wortlaut)

5 10 15 20 25 m

25 m²

N

1

1. Anhörung des Bebauungsplanes in der Zeit von
__.__.2024 bis __.__.2024.

Der Bürgermeister
Datum:
GZ:

ANKO ZT GmbH
Datum: 08.02.2024
GZ: 23 BP ST 022

2. Beschluss des Bebauungsplanes durch den
Gemeinderat am __.__.____.

Für den Gemeinderat
der Bürgermeister
Datum:
GZ:

ANKO ZT GmbH
Datum:
GZ: 23 BP ST 022

3. Verordnungsprüfung durch die ABT 13 am
GZ:

Planverfasser

ANKO ZT GmbH
Mariahilferstraße 20
8020 Graz

WA
0,2 - 0,8

WA
0,2 - 0,8

WA
0,2 - 0,8

WA
0,2 - 0,8

LF

offen
7,0 bzw. 8,5 m

1

77.6

5,0

7.0

10
.0

7.8

2.8

5.0

26
.3

48.9

19.5

5.0

5.6

11.4

2.5 9.8

3.0

16
.6

24
.0

7.0

10
.0

14
.7

10
.7

2.8

20
.0

13
.1

3.0

1.0

5.0

6.9

5.1 1.2

2

Anlieferung

Eingang

3.0

7.0

4.3

4.3

11
.7

6.2

14
.6

3.5

17.7

10.0

42.8

21
.5

7.5

11.8

4.4

Orientierung und Maßstab

Bebauungsweise
Gesamthöhe der Gebäude

Bebauungsdichte
Bebauungsgrad
Grad der Bodenversiegelung

Plangrundlagen

GZ: 23 BP ST 022
Stand der Ausfertigung: 08.02.2024
Bearb.: AG,PF
P:\Gemeinden\Stainz\Daten\Brixcad\22 BP ST 001 NIWA Wald\20240112 23 BP ST 022
Grdst. Hofer.dwg

Maßstab M 1: 500, Bemaßung in Meter

  BEV DKM-Auszug, Stand: 12.01.2024.
Kabeltrasse gem. Auskunft Energie Steiermark, Abfrage
vom 12.01.2024.
Lageplan gem. KS Baumanagement GmbH, Umrüstung Hofer
Markt Stainz, Datum: 18.01.2024, 1:150.

LF

WA

T

   0,2-0,8
max. 0,4
max. 0,75



Marktgemeinde Stainz –Bebauungsplan „Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld]“ ANKO ZT GmbH 

Seite 8 von 17 

Erläuterungsbericht 

1. Ausgangssituation - geplantes Vorhaben 
Der bereits bestehende Hofer-Markt am gegenständlichen Grundstück soll einen Um- und Zubau erfahren, dies 
im Sinne einer moderneren äußeren Gestaltung mit einfacher, barrierefreier Erreichbarkeit und im Hinblick auf 
Erneuerungen in Zusammenhang mit ressourcenschonendem Umgang mit Energie (PV-Anlagen, Kfz-Stellplätze 
mit Lademöglichkeit).  

2. Zu den Festlegungen – Erläuterungen von Anforderungen und Auflagen 

2.1 Ad § 1 Flächenwidmung und Kataster 
2.1.1 Rechtsgrundlagen: Flächenwidmung und Zonierung 

Das gegenständliche Grundstück Nr. 29, KG 61219 Kothvogl, ist gem. geltendem 1. Flächenwidmungsplan der 
Marktgemeinde Stainz als Bauland – Allgemeines Wohngebiet mit einem Bebauungsdichterahmen von 0,2-0,8 
(WA(0,2-0,8)) festgelegt.  
 

 
Abb 1  
Ausschnitt aus dem geltenden 1. Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde Stainz, unmaßstäblich. 

Die Art der baulichen Nutzungen hat gemäß baugebietstypischem Verwendungszweck gemäß festgelegtem 
Baugebiet, Allgemeines Wohngebiet, zu erfolgen. Gemäß § 30 (1) Z.2 Stmk. ROG 2010 sind Allgemeine Wohn-
gebiete Flächen, die vornehmlich für Wohnzwecke bestimmt sind, wobei auch Nutzungen zulässig sind, die den 
wirtschaftlichen, sozialen, religiösen und kulturellen Bedürfnissen der Bewohner von Wohngebieten dienen (z.B. 
Verwaltung, Schulen, Kirchen, Krankenanstalten, Kindergärten, Garagen, Geschäfte, Gärtnereien, Gasthäuser und 
sonstige Betriebe aller Art), soweit sie keine dem Wohncharakter des Gebietes widersprechenden Belästigungen 
der Bewohnerschaft verursachen; 
 
Für das gegenständliche Grundstück ist gem. Bebauungsplanzonierungsplan zum geltenden 1. Flächenwid-
mungsplan der Bebauungsplan „Hofer KG“3,  basierend auf dem zwischenzeitlich außer Kraft getretenen Stmk. 
ROG 1974, rechtswirksam.  
Es stehen nunmehr einige zeitgemäße Änderungen an. Hier kann beispielsweise auf die geplante Dachgestal-
tung (Gründach) und die Lademöglichkeiten bei Stellplätzen hingewiesen werden.  

 
3   Verfasser: Arch. DI Malek, Stand: 29.02.2000, Rechtskraft seit 15.03.2000. 

Gegenständliches Grdst. Nr. 29, 
KG 61219 Kothvogl 
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Der gegenständliche Bebauungsplan soll nunmehr diese Änderungen berücksichtigen und stützt sich auf die 
Festlegungen im Stmk. ROG 2010.  
 

 
Abb 2  
Ausschnitt aus dem Bebauungsplanzonierungsplan zum geltenden 1. Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde Stainz, unmaßstäblich. 

2.1.2 Kataster – Gegenständliches und angrenzende Grundstücke: 
Das gegenständliche Grundstück, mit einem Flächenausmaß von 6.610 m² gem. Grundbuchauszug, grenzt süd-
östlich an die Landesstraße „Kärntner Straße“ an und wird über diese Straße verkehrstechnisch erschlossen. 
In südwestliche und in nordwestliche Richtung grenzen jeweils öffentliche Verkehrsflächen (EZ: 50000) an, die 
jedoch derzeit gem. Orthofoto nur durch Fußgänger bzw. nicht begangen werden. 
In nordwestliche Richtung grenzt Freiland an. 
Das gegenständliche Grundstück kommt im Ortsteil Stainzfeld zu liegen, welcher von Wohnbebauung dominiert 
und teilweise mit gewerblichen Nutzungen durchbrochen wird. 
 

 
Abb 3  
Orthofoto mit Kataster, Ausschnitt aus dem Digitalen Atlas Steiermark, unmaßstäblich. 
 

Der als B11r bezeichnete, 
rechtskräftige Bebauungsplan. 

L643 Gamsstraße 

Öffentliche Ver-
kehrsfläche 

Öffentliche  
Verkehrsfläche 

Geltungsbereich: 
Grdst. Nr. 29, KG 
Kothvogl  

Lärmschutz-
wand bestehend 
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2.1.3 Teilbereiche: 
Im gegenständlichen Bebauungsplan wurde das gegenständliche Grundstück in vier Teilbereiche unterteilt. Die 
Unterteilung erfolgte auf Basis der derzeitig vorherrschenden Nutzung (sh. Orthofoto, Abb 3) und unter Berück-
sichtigung der vorliegenden Planung seitens des Konsenswerbers.  
 

• Die bebaubaren Bereiche, umschlossen von Baugrenzlinien, sind jene Bereiche die für Bebauung vor-
gesehen sind und deshalb auch keiner baulichen Einschränkung unterliegen. Die Baugrenzlinien wur-
den in südwestliche Richtung mit einem 3-Meter-Abstand zur benachbarten öffentlichen Verkehrsflä-
che festgelegt. Die öffentliche Verkehrsfläche setzt in diesem Fall die Abstandsbestimmungen (Grenz-
abstand, Gebäudeabstand) gem. § 13 Stmk. BauG 1995 aus und ist die tatsächlich zulässige Heran-
rückung  an das Nachbargrundstück demnach nach den Bestimmungen des § 24 LStVG 1964 seitens 
der Gemeinde abzuhandeln. 
In nordwestliche Richtung wurde der Anlieferungsbereich teilweise bei der Festlegung der Baugrenz-
linien berücksichtigt und wurde ebenso die neue Erweiterungsfläche des vergrößerten Eingangsberei-
ches im südöstlichen Bereich berücksichtigt. Der gegenständliche Bebauungsplan sieht keine oberir-
dische Überschreitung der Baugrenzlinien mit Gebäudeteilen vor.   

 
• Die Inneren Verkehrserschließungsflächen spiegeln die Fahrflächen für den privaten Verkehr wider. 

Es sind daher sonstige bauliche Anlagen ausgeschlossen, mit Ausnahme einer Schrankenanlage zur 
Verhinderung einer unsachgemäßen Parkierung abseits der Öffnungszeiten. 

 
• Die Freiflächen sind möglichst als Grünflächen zu erhalten, daher werden auch diesbezüglich die bau-

lichen Möglichkeiten wesentlich eingeschränkt. Das Anlegen von Fußwegen ist jedoch im Sinne kurzer 
Wege für Fußgänger zulässig, ebenso wie die Errichtung einer Anbindung an ein (künftiges) Radwege-
netz. Darüber hinaus können Sitzgelegenheiten zum Verweilen einladen. Die notwendigen Lärm-
schutzmaßnahmen, die derzeit auch vorhanden sind, sowie der Werbepylon sind ebenso in den Frei-
flächen zulässig. Beleuchtungsanlagen zur Erhöhung der Sicherheit sind ebenso zulässig. 

 
• Kombinationsflächen sind Flächen, die an Verkehrserschließungsflächen angrenzen und den Platz für 

Stellplätze und sonstige Infrastrukturanlagen, welche mit dem Auto bzw. Fahrzeugen erreicht werden 
müssen, vorsehen. Auch hier sind bauliche Anlagen darüber hinaus wesentlich eingeschränkt.  

 

2.2 Ad § 2 Erschließung und Verkehr, Grünanlagen 
2.2.1 Äußere Anbindung und interne (private) Erschließung: 

Die verkehrstechnische äußere Anbindung erfolgt aus südöstlicher Richtung über die bestehende Anbindung 
an die L643 Landesstraße mit der Bezeichnung „Gamsstraße“. Diesbezüglich bedarf es keine Adaptierungen. 
Die Stellplätze werden gegenüber der aktuell vorhandenen Situation reduziert und kommt es somit zu keiner 
planungsinduzierten Frequenzsteigerung. Dies macht auch eine Festlegung hinsichtlich der Notwendigkeit ei-
nes Zufahrtsvertrages oder eine Adaptierung eines solchen unnötig.  
 
Ausgehend von der äußeren Anbindung erfolgt die interne (private) Erschließung welche im gegenständlichen 
Fall hauptsächlich der An- und Ablieferung sowie dem Kundenverkehr dient. Ausgehend von den Erschließungs-
flächen werden die Stellflächen für Kfz und Radverkehr erschlossen.  
Stellflächen für Kfz sind innerhalb der Kombinationsflächen zu errichten.  
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2.2.2 Freiflächen und Grünanlagen: 
Sämtliche Flächen, welche nicht bebaut oder versiegelt sind / werden, sind dauerhaft zu begrünen (dies gilt 
sinngemäß für sämtliche Flächen unabhängig ihrer Teilbereich-Zugehörigkeit gem. § 1 (4) des gegenständli-
chen Wortlautes iVm dem Rechtsplan). 
Hinsichtlich der Wahl der Bäume, Sträucher etc. wird gesondert festgelegt, dass Bepflanzungs- und Bestü-
ckungsmaßnahmen nur mit heimischen und standortgerechten Gewächsen durchzuführen sind.  
 
Das Land Steiermark gibt unter Berücksichtigung der Festlegungen im Stmk. Naturschutzgesetz 2017 nunmehr 
vor, dass nachfolgend aufgelistete Pflanzen auszuschließen sind:  

Weidenblatt-Akazie (Acacia saligna)  
Alligatorkraut (Alternanthera philoxeroides)  
Blaustängelige Besensegge (Andropogon virgini-
cus)  
Kreuzstrauch (Baccharis halimifolia) 
Ballonrebe (Cardiospermum grandiflorum)  
Purpur-Pampasgras (Cortaderia jubata)  
Purpur-Veldtgras (Ehrharta calycina)  
Dickstielige Wasserhyazinthe (Eichhornia cras-
sipes)  
Mammutblatt (Gunnera tinctoria)  
Falscher Wasserfreund (Gymnocoronis spi-
lanthoides)  
Persischer Bärenklau (Heracleum persicum)  
Sosnowsky Bärenklau (Heracleum sosnowskyi)  
Großer Wassernabel (Hydrocotyle ranunculoi-
des)  

 

 Seidenhaar-Buschklee (Lespedeza cuneata)  
Großblütiges Heusenkraut (Ludwigia grandiflora)  
Flutendes Heusenkraut (Ludwigia peploides)  
Japanischer Kletterfarn (Lygodium japonicum)  
Gelbe Scheinkalla (Lysichiton americanus)  
Japanisches Stelzgras (Microstegium vimineum)  
Karottenkraut (Parthenium hysterophorus)  
Rotes Lampenputzergras (Pennisetum setaceum)  
Durchwachsener Knöterich (Persicaria perfoliata)  
Mesquitebaum (Prosopis juliflora)  
Kudzu (Pueraria lobata) 
Götterbaum 
Staudenknöterich-Arten 
Robinien-Arten 
Bambus 
Riesen-Bärenklau 
Kanadische- und Riesengoldrute 

 

2.3 Ad § 3 Bebauungsweise, Baumassen, deren Höhenentwicklung, Verteilung und Abstände 
2.3.1 Bebauungsweise: Auf Basis der vorhandenen Bebauung und unter Berücksichtigung der Baumasse wird die 

offene Bebauungsweise vorgeschrieben. 
 

2.3.2 Höhenentwicklung: Die max. zulässige Gesamthöhe der Gebäude gem. § 4 Z.33 Stmk. BauG 1995 wird mit 7,0 
m festgelegt. Derzeit lässt sich gem. Digitalem Atlas Stmk. eine Höhe des bestehenden Gebäudes von ca. 8 m 
ermessen. Unter Berücksichtigung einer potenziellen Änderung der Dachgestaltung zu einem Flachdach (be-
grünt) kann sich die Höhe des Gebäudes verringern und wurde dementsprechend die max. zulässige Höhe her-
abgesenkt. Für die Beibehaltung des Satteldaches wird die max. zulässige Gesamthöhe mit 8,5 m festgelegt. 
 

2.3.3 Baugrenzlinien: Die Baugrenzlinien wurden unter Berücksichtigung des Baubestandes und der geplanten Erwei-
terung festgelegt. Sie legen den mind. einzuhaltenden Abstand von Gebäude(teilen) zu Grundstücksgrenzen 
fest. Eine Überschreitung durch oberirdische Teile ist nicht vorgesehen. 
 
Teilweise stehen die festgelegten Baugrenzlinien mit den baugesetzlich vorgegebenen Abstandsbestimmungen 
gem. § 13 Stmk. BauG 1995 vermeintlich in Konflikt:  
Bereits beim bestehenden Bau (vgl. Katasterauszug) wird der Grenzabstand gem. § 13 (2) Stmk. BauG 1995 im 
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Sinne der Möglichkeiten des § 13 (13) leg. cit. zum Grdst. Nr. 806/1 unterschritten und soll sich das auch nach 
dem Umbau des gegenständlichen Gebäudes nicht ändern. Aus diesem Grund ist für angedachte Änderungen 
bzw. Verringerungen des Abstandes eine Ausnahmegenehmigung von Seiten der Gemeinde im Sinne der Best-
immungen des § 24 LStVG zu erzielen.  
In nordwestliche Richtung, zum Grdst. Nr. 26, unterschreitet die festgelegte Baugrenzlinie möglicherweise auch 
den (hier relevanten und einzuhaltenden) Grenzabstand, dies um Gebäudeteile zu ermöglichen, die keine Ab-
standsrelevanz besitzen (Flugdach).  
In nordöstliche und nördliche Richtung ergeben sich keine Konflikte zwischen der Festlegung der Baugrenzli-
nien und den baugesetzlich vorgegebenen Abstandsbestimmungen. 
 

2.3.4 Maß der baulichen Nutzung:  
Der Bebauungsdichterahmen wird entsprechend den Festlegungen im Flächenwidmungsplan mit 0,2-0,8 bei-
behalten. Der Bebauungsgrad wird mit 0,4 derart festgelegt, dass eine Erweiterung, wie geplant ermöglich wird, 
das Grundstück jedoch darüber hinaus nicht bebaut werden kann. Der Grad der Bodenversiegelung wird im 
Sinne der Mindestvorgaben für Bebauungspläne des Stmk. ROG 2010, LGBl. Nr. 45/2022 ergänzt, dies jedoch 
hier grundsätzlich ohne Auswirkungen, da die festgelegte Versiegelung zum gegenständlichen Zeitpunkt bereits 
gegeben ist. Durch die Errichtung eines eventuell begrünten Flachdaches kann im gegenständlichen Fall der 
Versiegelung, wie gegeben, entgegengewirkt werden.  
 

2.4 Ad § 4 Verkehrsflächen 
2.4.1 Zufahrt Radverkehr: In nordwestliche Richtung ist, gem. zeichnerischer Darstellung, eine künftige Anbindung 

für den Radverkehr optional zulässig. Die genaue Lage wird nicht näher definiert, da zum gegenwärtigen Zeit-
punkt diesbezüglich keine Details verfügbar sind. Jedenfalls soll jedoch, bei künftiger Errichtung eines Radwe-
ges im Anschluss an den Geltungsbereich eine Anbindung möglich sein.  
 

2.4.2 Regelungen zum ruhenden Verkehr: 
Stellflächen für Kfz, sollen, wie derzeit vorhanden, als Senkrechtstellplätze erhalten bleiben und sind deren Ober-
flächen wasserdurchlässig zu gestalten. Es ist auch vorgesehen Stellflächen für Kfz zu errichten, welche über 
eine E-Ladestelle verfügen. Diesbezüglich wird auf Punkt 2.7.1 verwiesen. 
Die Anzahl der zu errichtenden Kfz- Stellplätze ist im § 89 Stmk. BauG 1995 geregelt. Überdies wird auch ge-
sondert auf den § 89a (1) Stmk. BauG 1995 verwiesen, gem. welchem bei Handelsbetrieben mit einer Verkaufs-
fläche kleiner als 800 m² die Summe der Flächen der Abstellflächen für Kfz maximal das Ausmaß der Verkaufs-
fläche zu betragen hat. Dies ist gesondert im Bauverfahren zu prüfen und einzuhalten. 
 
Abstellflächen sollen innerhalb eines 20-Meter-Radiuses des Eingangs errichtet werden um unsachgemäßes 
Abstellen der Fahrräder zu verhindern, des Weiteren sind diese zu überdachen, um durch erhöhten Schutz der 
Fahrzeuge zum Gebrauch eines Fahrrades als Verkehrsmittel anzuregen. 
 

2.5 Ad § 5 Gestaltung von baulichen Anlagen und Gelände, Pflanzgebot 
2.5.1 Geländeveränderungen: Grundsätzlich ist im gegenständlichen Gebiet aufgrund der bereits vorhandenen Be-

bauung nicht von einer wesentlichen Geländeveränderung auszugehen. Die Verkehrswege sind bereits etabliert 
und ist das Grundstück mit einer Höhendifferenz von Ost nach West von ca. 0,5 m nahezu eben. Eine zusätzliche 
Abgrabung ist daher ausschließlich im Bereich der Anlieferung zulässig, sollte sich hinsichtlich der Höhen be-
züglich der LKW-Anlieferung etwas ändern. Zur Sicherung dergleichen ist ausschließlich eine schlichte Beton-
mauer oder Geländeveränderung in Form von bewehrter Erde (unauffällige Lösung) zulässig. Eine Anschüttung 
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ist ausschließlich bis zu einem Ausmaß von 0,8 m zulässig, da dies auch bei Umbauten nicht ausgeschlossen 
werden kann.  
 

2.5.2 Pflanzgebot:  
Die bereits bestehenden Bäume sollen überwiegend erhalten bleiben und nicht durch neue ersetzt werden. Es 
wird daher festgelegt, dass 23 Stück der bestehenden Bäume dauerhaft zu erhalten sind und zusätzlich 4 
Bäume zu pflanzen sind. Dies einerseits zur Beschattung und Kühlung der Parkierungsflächen und zur „Behüb-
schung“ der Anlage und andererseits als Kompensationsmaßnahme für die (bereits vorhandene) Versiegelung. 

 
2.5.3 Gestaltung von Gebäuden:  

Dächer von Hauptgebäuden4 sind entweder mit einem Satteldach oder einem Flachdach zu decken. Grundsätz-
lich ist derzeit das Gebäude mit einem Satteldach versehen und bleibt dieses auch zulässig, nachdem es in der 
näheren Umgebung zum vorherrschenden Dachkonstrukt zählt. Seitengiebel werden ausgeschlossen, da diese 
in gegebener Dimension das äußere Erscheinungsbild des Gebäudes beunruhigen.  
Gem. vorliegender Planung soll das Dach zu einem für derlei Bauten modernen Flachdach umgestaltet werden, 
welches neben einer Begrünung auch die Möglichkeit der Anbringung von PV-Anlagen ermöglicht. Im Sinne der 
ökologischen Umgestaltung wird diese Vorgehensweise befürwortet. 
 
Für Nebengebäude und bauliche Anlagen ohne Gebäudeeigenschaft ist zusätzlich zum Flachdach die Deckung 
mit einem Pultdach zulässig, dies da die Deckung mit einem Satteldach proportional unverhältnismäßig wirkt 
und die Deckung mit einem Flachdach möglicherweise unwirtschaftlich ist. 
Geneigte Dächer sind in roter oder grauer Farbgebung zu decken, wie dies in der Umgebung typisch ist. Ebenso 
ist die Überdachung von Dächern baulicher Anlagen ohne Gebäudeeigenschaft bzw. Nebengebäuden mit Glas 
zulässig. 

 
Glänzende Materialien werden als Fassadengestaltung, mit Ausnahme von Glas, ausgeschlossen, dies da die 
Reflexion von Fassaden nicht gebietstypisch ist und als fremdartig gilt. Des Weiteren wird für die Farbgebung 
von Fassaden die Wahl von Grau-, Beige-, oder Weißtönen vorgegeben, damit sich das Gebäude neutral in die 
gebaute Umgebung einfügt. 
 

2.6 Ad 6 Umweltschutz 
2.6.1 Oberflächenentwässerung: 

Das gegenständliche Gebiet wird gem. ebod 2, der online digitalen Bodenkarte, wie folgt aufgebaut:  
Lehmiger Sand bzw. sandiger Lehm bis in eine Tiefe von ca. 1 m. Die Durchlässigkeit wird mit mäßig angegeben.  
 

 
4  Gebäude, welche nicht als Nebengebäude gem. § 4 Z.47 Stmk. BauG 1995 definierbar sind. 
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Abb 4  
Ausschnitt aus dem ebod 2, Durchlässigkeit, Erhebungsdatum: 22.01.2024, unmaßstäblich. 

Gem. Aussagen des Konsenswerbers werden die Niederschlagswässer beim Objekt des Baubestandes durch 
Versickerung und Verrieselung auf Eigengrund verbracht (Flächenverrieselung, Muldenverrieselung). Überwäs-
ser dürften in den Regenwasserkanal der Landesstraße (L643 Gamsstraße) eingeleitet werden.  
 
Obwohl die gegenständlichen baulichen Anlagen bestehend sind und derzeit von einer Verringerung der Versie-
gelung ausgegangen werden kann, ist im Bauverfahren die Oberflächenentwässerung bzw. der Bestand einer 
Prüfung zu unterziehen und sind gegebenenfalls Nachbesserungen, auch in Zusammenhang mit den aktuellen 
Regenereignissen (auf Basis eines 30-järhlichen, 30-minütigen Regenereignisses) entsprechend dem Stand der 
Technik erforderlich. In diesem Zusammenhang wird es notwendig, bis zum Beschluss des gegenständlichen 
Bebauungsplanes Detailangaben zur Oberflächenentwässerung zu ergänzen und wird daher bis zum Beschluss 
um die Beibringung eines entsprechenden Konzeptes ersucht. Auch die Heranziehung von Rechten Dritter (Ein-
leitung in den Regenwasserkanal) ist gesondert zu belegen. 
 
Hinsichtlich der Verbesserung der Versiegelung ist bei Veränderung des Baubestandes Nachfolgendes zu er-
warten: 

• Die Parkierungsflächen werden grundsätzlich verringert. Jene die neu errichtet werden, sind ebenso 
wasserdurchlässig zu gestalten.  

 
2.6.2 Lärmschutz: 

Im nördlichen Bereich des Grundstückes (vgl. Abb 3) sind gegenwärtig Lärmschutzwände gegeben. Diese wur-
den unter Berücksichtigung der nordöstlichen Anrainer bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan mit der Be-
zeichnung „Hofer KG“ verankert. In Verbindung mit der Lärmschutzwand wurde ein schalltechnisches Gutach-
ten von DI Wallner (datiert mit 14.03.2000 (vgl. Beilage Nr. 3.2) erstellt.  
Dieses sollte die vom neu zu errichtenden Betrieb ausgehenden Immissionen mit Einfluss auf die Nachbar-
schaft prüfen. Als wesentliche Schallemittenten wurden die 123 Parkplätze, sowie die Anlieferung mit einem 
LKW (auf den Betrieb im Tagzeitraum – 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr - eingeschränkt) anhand der Bayrischen Park-
platzlärmstudie modelliert und überprüft.  
Grundsätzlich wurde bereits zum damaligen Zeitpunkt in der IST-Situation eine Erhöhung der Planungsricht-
werte gem. ÖNORM S 5021 im Bereich der umliegenden Wohnbebauung aufgrund der belasteten Landesstraße 
festgestellt. Im Summenmaß mit den neu geplanten verkehrstechnischen Anlagen würde sich die IST-Situation 
weiter verschlechtern, jedoch so unwesentlich, dass die vorgeschlagene Lärmschutzwand nahezu wirkungslos 
verbleiben sollte. Es wurde im Gutachten weiters darauf hingewiesen, dass auch ein geplanter Lüfter für Kühl-
anlagen zu keinen relevanten Auswirkungen bei der Nachbarschaft führte.  
Im Rahmen eines nachfolgenden Gutachtens wurde jedoch ergänzend die Situation für die benachbarten 
Grundstücke Nr. 24 und 25/2 untersucht, mit dem Ziel, dass diese durch eine Lärmschutzwand keine 

Durchlässigkeit: 
mäßig (grün) 



Marktgemeinde Stainz –Bebauungsplan „Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld]“ ANKO ZT GmbH 

Seite 15 von 17 

wahrnehmbare Erhöhung des IST-Maßes erfahren sollten. Als Ergebnis des vorliegenden ergänzenden Gutach-
tens (Schalltechn. Gutachten Ergänzung, datiert mit 24.03.2000, vgl. Beilage Nr. 3.2) wurde somit eine Lärm-
schutzwand, mit Schalldämmmaß RW= 25 dB aufgeteilt auf 3 verschiedene Höhen (2-1 m) für den nordwestli-
chen Bereich, in einer Länge von ca. 171,5 m vorgeschrieben.  
Gem. rechtskräftigem Bebauungsplan wurden 123 Kundenparkplätze vorgesehen, die sich künftig in ihrer Lage 
nicht wesentlich verändern werden. Dies und die zusätzliche Reduktion der Anzahl von 123 auf 115 Stellflächen 
lässt schließen, dass sich die Lärmsituation für die betroffenen Nachbarn nicht verschlechtern wird und dass 
somit die Eigenschaften der vorhandenen Lärmschutzwand ausreichen um vor den Geräuschen des künftigen 
Kundenverkehrs zu schützen.  
Es werden daher diesbezüglich keine zusätzlichen Vorgaben geübt, sondern ist die vorhandene Lärmschutz-
wand in ihrer Funktion zu erhalten.  
 
Relevant für den Lärmschutz wären, abgesehen von den Stellflächen und den Rangiergeräuschen auch für Han-
delsbetriebe gängige Kühlaggregate oder Kälteanlagen bzw. Lüftungsgeräte, die möglicherweise in der Zwi-
schenzeit nachgerüstet bzw. erneuert wurden und die einer gesonderten Überprüfung bedürften. 
  
Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, dass bei Neuerrichtung derlei Geräten bzw. bei Legitimierung von bis-
her nicht konsentierten Tatbeständen die Einhaltung der Planungsrichtwerte gem. ÖNORM S 5021 an den 
Grundstücksgrenzen, in Abhängigkeit der Festlegung im Flächenwidmungsplan zu berücksichtigen ist. Die Be-
urteilung hat entsprechend der Flächenwidmung an den Grundstücksgrenzen der nächstgelegenen Wohnge-
biete, ungeachtet der zwischenliegenden Verkehrsflächen, zu erfolgen. 
 
Diesbezüglich relevant wären im gegenständlichen Fall das südwestlich und das nördlich gelegene „Allgemeine 
Wohngebiet“ und gelten demnach nachfolgend aufgelistete Grenzwerte an den jeweiligen Grundstücksgrenzen: 
Tagzeitraum: 06:00 Uhr bis 19:00 Uhr: 55 dB 
Abendzeitraum: 19:00 Uhr bis 22:00 Uhr: 50 dB 
Nachtzeitraum: 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr: 45 dB 
 
Ist, wie o.e., zusätzlich zum bisher berücksichtigten Lärmaufkommen mit weiteren relevanten Lärmquellen zu 
rechnen, so wäre die Erstellung eines Lärmgutachtens erforderlich, welches die gegebenenfalls zusätzlichen 
Maßnahmen ermittelt.  
 

2.7 Ad 7 Technische Infrastruktur 
2.7.1 Ver- und Entsorgung: 

Versorgungsleitungen technischer Infrastruktur (Wasser, Kanal, Strom, Internet) sind unterirdisch, und mög-
lichst im Bereich der gem. zeichnerischer Darstellung (Rechtsplan) festgelegten inneren Verkehrserschlie-
ßungsflächen bzw. Kombinationsflächen zu führen, damit diese auch für die Wartung leicht zugänglich sind 
und gegebenfalls deren Lage ohne Abbruch von baulichen Anlagen geändert werden kann.  
Alternativenergieanlagen sind im Sinne der Beibehaltung des Ortsbildes ausschließlich auf Dächern von Haupt-
gebäuden anzubringen. Die Ausrichtung der Anlagen hat in der Draufsicht parallel zum Dachsaum bzw. zum 
Giebel zu erfolgen. Das schließt eine Errichtung in Schräglage aus, damit die Anlagen nicht negativ in Erschei-
nung treten bzw. keine „Unruhe“ in der Dachlandschaft erzeugt wird.  
Es wird weiteres vorgegeben dass zumindest 6 Stellplätze mit einer E-Ladestation vorzusehen sind, um die E-
Mobilität zu fördern. 
 

2.7.2 Einfriedungen: Die Einfriedung des Grundstückes ist unzulässig, da für die gegenständlich vorhandene Nutzung 
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(welche beibehalten wird) nicht notwendig und somit nachhaltige negative Einflüsse auf das Ortsbild hintange-
halten werden können. Ergänzend wird an dieser Stelle festgehalten, dass Lärmschutzmaßnahmen nicht als 
Einfriedungen im Sinne dieser Bestimmung zu werten sind. 
 

2.7.3 Werbeanlagen: Die Festlegungen hinsichtlich des Werbepylons werden unter Berücksichtigung des bereits 
etablierten Werbepylons getroffen. Die Errichtung eines weiteren Pylons, mit größerer Höhe wird im Sinne des 
Ortsbildschutzes ausgeschlossen.  
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3. Beilage 
3.1 Rechtswirksamer Bebauungsplan „Hofer KG“, Verfasser: Arch. DI Malek, Stand: 29.02.2000, Rechtskraft seit 

15.03.2000. 
3.2 Schalltechnisches Gutachten, Verfasser: DI Wallner, datiert mit 14.03.2000, GZ: S-246/00-02 und ergänzen-

des Gutachten, datiert mit 14.05.2000, GZ: S-246/00-02-b. 
 



Marktgemeinde Stainz – Bebauungsplan „Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld]“ ANKO ZT GmbH 

 

3.1 Rechtswirksamer Bebauungsplan „Hofer KG“, Verfasser: Arch. DI Malek, Stand: 
29.02.2000, Rechtskraft seit 15.03.2000. 

  



























Marktgemeinde Stainz – Bebauungsplan „Grdst. Nr. 29 [OT Stainzfeld]“ ANKO ZT GmbH 

 

3.2 Schalltechnisches Gutachten, Verfasser: DI Wallner, datiert mit 14.03.2000, GZ: S-
246/00-02 und ergänzendes Gutachten, datiert mit 14.05.2000, GZ: S-246/00-02-b. 
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